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Historische Entwicklung

Einzige medizinische Behandlungsform in Österreich, die durch 
Gesetze und Verordnungen geregelt ist. 

Weltweit setzte in der Nachkriegszeit ein Prozess ein, der die 
Strafbestimmungen in den Suchtgiftgesetzen immer strenger 
werden ließ.

Im Verlauf wurde klar, dass das Drogenproblem mit Bestrafung 
alleine nicht in den Griff zu bekommen war.
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Suchtgiftkonvention der vereinten Nationen

1961 einzige Suchtgiftkonvention der vereinten Nationen: die im 
Abkommen klassifizierten Substanzen sollen ausschließlich für 
medizinische und wissenschaftliche Zwecke verwendet werden. 
Vertragsstaaten müssen konventionswidrigen Umgang, der 
vorsätzlich begangen wurde, angemessen bestrafen. Straffällige 
Suchtkranke können stattdessen Maßnahmen zur Behandlung, 
Rehabilitation und sozialen Wiedereingliederung erhalten. 

1971 UN-Übereinkommen über psychotrope Stoffe (Abkommen zur 
Kontrolle psychotroper Substanzen), Novelle des 
Suchtgiftgesetzes schafft erstmals in Österreich die Möglichkeit 
einer Straflosigkeit für suchtgiftkonsumierende Personen, die sich 
einer notwendigen ärztlichen Behandlung oder Überwachung 
unterziehen.
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 1987: Methadonerlass: erstmals gesetzliche Legitimation einer 
oralen Substitutionsbehandlung von „Drogenabhängigen“

 1997 Suchtmittelgesetz: regelt den auch den Verkehr mit 
psychotropen Substanzen und Drogenaustauschstoffen

 §8 SMG idF regelt den Einsatz von Suchtmittelhaltigen 
Arzneimitteln (ärztliche Behandlung, Verschreibung, Abgabe). 
Dadurch ist auch hier die Grundlage für die sogenannte 
Substitutionstherapie geschaffen. 

 2017 Leitlinie Qualitätsstandards für die Opioid-
Substitutionstherapie, Novelle des Suchtmittelgesetzes und der 
Weiterbildungsverordnung

Weitere Entwicklung in Österreich
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Suchtgifte

• In der Suchtgiftverordnung aufgelistete Stoffe (einschließlich 
Zubereitungen), die aufgrund ihrer psychoaktiven Wirkung und 
dem damit verbundenen Missbrauchs- und Gesundheitsrisikos 
auf Basis internationaler Klassifikationen den strengsten 
Kontrollmaßnahmen unterliegen. 

• Cannabisprodukte, Opium und Opiate, Kokablätter und Kokain, 
Amphetamin, Designerdrogen und div. Halluzinogene
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Psychotrope Stoffe = psychoaktive Substanzen

• Sind in der Psychotropenverordnung aufgelistet und unterliegen 
auf Basis einschlägiger internationaler Klassifikationen 
bestimmten Beschränkungen in Bezug auf ihre Verwendung.

• Benzodiazepine
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Drogenaustauschstoffe

Substanzen, die in der Chemieindustrie und der 
Medikamentenerzeugung benötigt werden, aber auch zur illegalen 
Drogenerzeugung verwendet werden können. Für diese Gruppe 
gelten daher spezifische Überwachungs- und Kontrollvorschriften. 
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Bundesgesetz über Suchtgifte, psychotrope Stoffe und 
Drogenaustauschstoffe (Suchtmittelgesetz – SMG)

Regelt den Verkehr und die Gebarung von Suchtmitteln und 
Drogenaustauschstoffen und deren Überwachung, sowie die 
Suchtmittel-Datenevidenz und Information, inkl. Suchtmittelregister 
und Substitutionsregister
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§ 8 Suchtmittelgesetz

Regelt die ärztliche Behandlung, Verschreibung und Abgabe und 
im §8a die Opioid-Substitutionsbehandlung:

- ans Gesundheitsamt meldepflichtig sind Beginn- und Ende einer 
Substitutionsbehandlung (inklusive Bekanntgabe des 
Substitutionsmittels bei Behandlungsbeginn), außerdem der 
Verlust einer für den Patienten / die Patientin ausgestellten 
Substitutionsverschreibung bzw. eines abgegebenen 
Substitutionsmedikamentes

- Die Opioidsubstitution sollte – wenn möglich – als 
Dauerverschreibung mit maximaler Geltungsdauer erfolgen
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Vidierung durch dem Amtsarzt / die Amtsärztin

- Die Dauerverschreibung muss prinzipiell vom amtsärztlichen 
Dienst kontrolliert und vidiert werden, um Qualität und Sicherheit 
der Behandlung sicherzustellen. Dies ersetzt die chef- oder 
kontrollärztliche Bewilligung 

- Zum Zwecke der Prüfung verarbeiten AmtsärztInnen Daten aus 
verschiedenen Quellen

- Novelle – gültig seit 30.06.2023 (nach Pandemie-Ende): 
Übergangslösung bis zur technischen Umsetzbarkeit einer 
digitalen Dauerverschreibung: Dauerverschreibungen gelten als 
vidiert, wenn der behandelnde Arzt / die behandelnde Ärztin 
diese mit dem Vermerk „Vidierung nicht erforderlich“ versehen
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„Vidierung nicht erforderlich“

- Darf nur vermerkt werden, wenn keine Hinweise für eine 
Mehrfachbehandlung der Person mit Substitutionsmitteln vorliegt

- Darf nur vermerkt werden, wenn vom Gesundheitsamt keine 
Mitteilung vorliegt, dass die Entlastung des amtsärztlichen 
Dienstes zur Sicherstellung der Opioid-Substitution nicht mehr 
erforderlich ist

- Vidierung ist erforderlich in: LA, KB, SZ, LZ
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Übermittlung per E-Mail

Übermittlung von Verschreibungen im Rahmen der Opioid-
Substitution an die Apotheke und ans zuständige Gesundheitsamt 
darf bis zur Umsetzung des e-Dauerrezepts per E-Mail erfolgen

Die an die Gesundheitsbehörde übermittelten Rezepte werden 
auch beim Vermerk „Vidierung nicht erforderlich“ vom 
amtsärztlichen Dienst überprüft!
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Gesundheitsbezogene Maßnahmen bei Suchtgiftmissbrauch

Das SMG sieht vor, dass suchtgiftmissbrauchende bzw –abhängige 
Personen verpflichtet sind, sich sog. Gesundheitsbezogener Maßnahmen 
zu unterziehen, sofern diese „nach den Umständen möglich und 
zumutbar und nicht offenbar aussichtslos“ sind.

Besteht der dringende Verdacht, dass jemand Suchtgift missbraucht, so 
muss das Gesundheitsamt die Person vorladen und durch einen mit 
„Fragen des Suchtgiftmissbrauchs hinreichend vertrauten Arzt“ 
begutachten lassen. 

Wird in diesem Gutachten festgestellt, dass eine „gesundheitsbezogene 
Maßnahme“ notwendig ist, so soll die Gesundheitsbehörde „darauf 
hinwirken“, dass die Person sich dieser Maßnahme unterzieht. („Therapie 
statt Strafe“)
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Suchtmittel-Datenverarbeitung

Das Suchtmittelregister (eSM) ist ein bundesweites Register zum 
Zwecke der Überwachung des vorschriftsmäßigten Verkehrs und 
der Gebarung von Suchtmitteln und Drogenaustauschstoffen, zur 
Gewinnung von Erkenntnissen über Suchtgiftmissbrauch, 
Ergebnisse gesundheitsbehördlicher Begutachtungen, 
Verhinderung von Mehrfachbehandlungen mit Substitutionsmitteln 
und zur Gewinnung von Erkenntnissen für die Prävention von 
Todesfällen im Kausalzusammenhang mit Suchtgiftkonsum. 

Das Substitutionsregister ist ein bundesweites Register, in dem 
vom Gesundheitsamt alle Personen gemeldet werden, die sich 
einer Substitutionsbehandlung unterziehen. 

Barbara Schmid 14Rechtliche Grundlagen der Opioid-Substitutionstherapie | 29.09.2023



§35 Suchtmittelgesetz

Wenn eine Person Suchtgift oder psychotrope Stoffe ausschließlich 
für den eigenen persönlichen Gebrauch erworben, besessen, 
befördert, erzeugt, eingeführt oder ausgeführt hat, kann die 
Staatsanwaltschaft von einer Strafverfolgung voläufig zurücktreten, 
wenn ein amtsärztliches Gutachten eine gesundheitsbezogene 
Maßnahme für möglich und zumutbar und nicht offenbar 
aussichtslos hält
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Diese regelt u.a. die Verschreibung von suchtgifthaltigen 
Arzneimitteln, die Substitutionsbehandlung und die 
grenzüberschreitende Verbringung von suchtgifthaltigen 
Arzneimitteln. 

§12. Suchtgift für die Hausapotheken und den Praxisbedarf darf 
nur aus inländischen öffentlichen Apotheken bezogen werden. 

Verordnung der Bundesministerien für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales über den Verkehr und die Gebarung von Suchtgiften 
(Suchtgiftverordnung – SV)
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§ 21 SV – Verschreibung von Suchtgift im Rahmen der 
Substitutionsbehandlung
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 Markierung der Rubrik Substitutions-Dauerverschreibung bzw. 
Substitutions-Einzelverschreibung

 Aufkleben der Suchtgiftvignette auf der Vorderseite

 Beginn der Geltungsdauer

 Sollte das zuständige Gesundheitsamt keine Vidierung 
einzufordern (§ 8a Abs. 1c SMG) , so ist jedenfalls eine Kopie 
unverzüglich (längstens innerhalb von 3 Werktage ab 
Ausstellung) von dem behandelnden Arzt / der behandelnden 
Ärztin ans zuständige Gesundheitsamt zu übersenden

Verschreibung
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 Dürfen auch auf einem normalen Kassenrezept ausgestellt 
werden, müssen aber dann die Kennzeichnung „zur 
Substitutionsbehandlung“ enthalten (sowie eine Suchtgiftvignette)

 Die Ärztin / der Arzt muss auf der Einzelverschreibung eine 
rechtfertigende Begründung anbringen.

 Bei Einzelverschreibung (oral) darf höchstens der Bedarf für drei 
Tage verordnet werden.

 Die Apotheke muss umgehend (spätestens innerhalb von 3 
Werktagen) eine Kopie ans zuständige Gesundheitsamt schicken

Einzelverschreibungen zur Substitutionsbehandlung
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 Die Verordnung von Substitutionsmitteln ist vom verschreibenden 
Arzt in geeigneter Form zu dokumentieren

 In der Dokumentation muss auch die aufgebrachte 
Suchtgiftvignette und die Details zur Verordnung sowie den 
Abgabemodus zu enthalten

 Bei Dauerverschreibungen muss Beginn und Ende der 
Geltungsdauer dokumentiert werden, bei Einzelverschreibungen 
die im Einzelfall rechtfertigende Begründung sowie die Anzahl 
der verordneten Tage

 Die Dokumentation ist drei Jahre – nach dem Ausstellungsdatum 
des Rezeptes geordnet – aufzubewahren und auf Verlangen den 
Behörden zu übersenden bzw. vorzulegen. 

Dokumentationspflichten
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§23a. 

Das Gesundheitsministerium muss Leitlinien zur Durchführung der 
Substitutionsbehandlung erlassen (oder auf geeignete Leitlinien 
medizinischer Fachgesellschaften refenzieren). In den Leitlinien 
müssen Tages-Dosismengen für die zum Einsatz kommenden 
Wirkstoffe festgelegt werden sowie Stabilitätskriterien für die 
längerfristige Mitgabe von Substitutionsmedikamenten

Opioid-Substitutionsbehandlung (§ 23 SV)
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§23b – bei Kenntnis von Doppelverschreibungen ist das 
zuständige Gesundheitsamt zu informieren. 

§23c – bei Überschreiten der festgelegten Dosismengen (laut 
Leitlinien) muss die Ärztin / der Arzt dies unter Anführung der 
Gründe nachvollziehbar dokumentieren und der Amtsärztin / dem 
Amtsarzt nach Aufforderung darüber Auskunft erteilen (auch 
schriftlich)

§23d – zum Sicherstellen der Weiterbehandlung ist der Patientin / 
dem Patienten von der behandelnden Ärztin / dem behandelnden 
Arzt ein Substitutionsnachweis auszustelen. 

Opioid-Substitutionsbehandlung (§ 23 SV)
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- Bei Ausstellung einer Substitutionsverschreibung ist eine täglich 
kontrollierte Einnahme unter Sicht anzuordnen (Mitgabe einer 
Tagesdosis für Sonn- oder Feiertage)

- Wenn berufliche Gründe (oder AMS) vorliegen, darf die Mitgabe
von bis zu 7 Tagesdosen angeordnet werden (dokumentieren)

- Wenn andere zeitlich begrenzte Gründe (Urlaub) vorliegen, darf 
die Mitgabe pro Kalenderjahr 35 Tagesdosen nicht überschreiten 
(dokumentieren)

- Ohne Angabe von Gründen darf die Mitgabe von bis zu 30 
Tagesdosen angeordnet werden, wenn und solange sog. 
Stabilitätskriterien vorliegen 

Der Abgabemodus (§ 23 e SV)
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 Medizinische und psychosoziale Stabilität im Sinne der in den 
Leitlinien festgelegten Kriterien

 Ununterbrochene Dauer der Opioid-Substitutionsbehandlung 
über zumindest sechs aufeinanderfolgende Monate

 Innerhalb der unmittelbar vorangegangenen sechs Monate darf 
keine Mitteilung einer Apotheke ( § 8a Abs. 4 SMG) oder der 
Kriminalpolizei (§ 8a Abs. 5 SMG) vorliegen, die die Stabilität in 
Frage stellt

 Innerhalb der unmittelbar vorangegangenen sechs Monate darf 
kein Verlust von Verschreibungen oder Tagesdosen für diese 
Patientin / diesen Patient dokumentiert worden sein.

Stabilitätskriterien
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 Ist nur dann zulässig, wenn dies kurzfristig aus unvorhersehbaren 
Gründen unerlässlich ist (z.B. Krankheit, unvorhergesehener 
Reisebedarf)

 Die Änderung bedarf der schriftlichen Begründung und Fertigung 
durch den behandelnden Arzt sowie der Vidierung der 
zuständigen Amtsärztin / des zuständigen Amtsarztes (außer §
8a Abs. 1c gilt: Vidierung nicht erforderlich)

 Die bereits gültige Dauerverschreibung muss nachweislich 
storniert und durch eine neue Dauerverschreibung mit dem 
geänderten Abgabemodus ersetzt werden

Änderung einer Suchtgift-Dauerverschreibung
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 AmtsärztInnen sollen den substitutierenden ÄrztInnen bei der 
Durchführung der Behandlung durch Information über Hinweise 
auf selbst- und fremdgefährdenden Umgang mit Suchtmitteln 
unterstützen, indem sie Dauerverschreibungen prüfen 
(Qualifikation, Plausibilität und Konformität) und bei 
Dauerverschreibungen mit Stabilitätskriterien zusätzlich prüfen, 
ob Meldungen, Mitteilungen oder Vorkommnisses vorliegen, die 
die vorauszusetzende Stabilität in Frage stellen. 

 Ergeben sich bei der Prüfung Bedenken, so müssen die 
AmtsärztInnen mit den behandelnden ÄrztInnen Rücksprache 
halten.

Kontrolle durch die Amtsärztin / den Amtsarzt (§ 23 g SV)
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- Wenn eine Rücksprache zu keinem Einvernehmen führt und 
keine Lösung gefunden werden kann, so kann die Amtsärztin / 
der Amtsarzt die Fertigung der vorgelegten Dauerverschreibung 
verweigern (bzw. rückwirkend verwehren)

- Formfehler oder sonstige offenbare Irrtümer, Mängel oder 
Ungereimtheiten muss die Amtsärztin / der Amtsarzt beheneben
bzw. fehlende Angaben ergänzen, die vorgenommenen 
Änderungen sind zu dokumentieren und dem behandelnden Arzt 
zur Kenntnis zu bringen. 

Kontrolle durch die Amtsärztin / den Amtsarzt (§ 23 g SV)
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§ 10. (2) Liegt die Gesamtmenge einer BZD. Verschreibung über 
dem 2-Monatesbedarf gemäß Fachinformation, so muss der 
Zusatz „necesse est“ am Rezept vermerkt sein. 

§ 10. (3) Der BM für Gesundheit kann für einzelne psychotrope 
Stoffe mittels Vermerk in der Anlage 1 anordnen, dass sie nur auf 
Sichtgriftrezept (SG-Einzelverschreibung) verschrieben werden 
dürfen. 

§ 10. (4) Bei Verschreibung von Arzneimittel, die psychotrope 
Stoffe aus der Gruppe der BZD enthalten, darf keine wiederholte 
Abgabe angeordnet werden. 

FLUNITRAZEPAM

Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales über den Verkehr und die Gebarung mit psychotropen 
Stoffen (Psychotropenverordnung – PV) 
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 Sie richtet sich an jene Ärztinnen / jene Ärzte, die 
Substitutionsbehandlungen durchführen. Die Verordnung regelt 
einerseits die Basisausbildung, aber auch die verpflichtende 
Weiterbildung der zur selbständigen Berufsausübung berechtigen, 
freiberuflich oder im Rahmen eines Dienstverhältnisses tätigen 
Ärztinnen und Ärzte, welche Substitutionsbehandlung durchführen.

 Verschreibungen von Suchtgiften außerhalb der 
Substitutionsbehandlung sind von der Weiterbildungsverordnung nicht 
betroffen. 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege 
und Konsumentenschutz über die Weiterbildung zur/zum mit Fragen 
des Suchtgiftmissbrauchs hinreichend vertrauten Ärztin/Arzt für 
den Bereich der Opioid-Substitutionsbehandlung von 
Patientinnen/Patienten mit Substanzgebrauchsstörung 
(Weiterbildungsverordnung Opioid-Substitution)
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 Leitlinie Qualitätsstandards für die Opioid-Substitutionstherapie

 Leitlinie zum Umgang mit schädlichem Gebrauch und der 
Abhängigkeit von Benzodiazepine

Mitgeltende Dokumente
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§2. (1) zur umfassenden Substitutionsbehandlung (Indikationsstellung 
und Einstellung von Patienten auf ein Substitutionsmittel einschließlich 
Weiterbehandlung) sind nur jene Ärzte und Ärztinnen qualifiziert, die

1. nach den ärzterechtlichen Vorschriften zu einer 
allgemeinmedizinischen Tätigkeit oder einer Tätigkeit im Rahmen 
eines Sonderfaches der Heilkunde berechtigt sind, das die 
Substitutionsbehandlung umfasst,

2. sich der Basisweiterbildung gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 (Basismodul 
„Indikationsstellung und Einstellung“) unterzogen haben,

3. in die Liste der zur Durchführung der Substitutionsbehandlung 
qualifizierten Ärzte eingetragen worden sind, und

4. sich der regelmäßigen vertiefenden Weiterbildung gemäß § 3 Abs. 1 
Z 2 (Weiterbildungsmodule) unterziehen. 

Qualifikation zur Durchführung der Substitutionsbehandlung 
gemäß Weiterbildungsverordnung Opioid-Substitution
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 RIS - Suchtmittelgesetz - Bundesrecht konsolidiert, Fassung vom 27.09.2023 (bka.gv.at)

 RIS - Suchtgiftverordnung - Bundesrecht konsolidiert, Fassung vom 27.09.2023 (bka.gv.at)

 RIS - Neue-Psychoaktive-Substanzen-Verordnung - Bundesrecht konsolidiert, Fassung vom 27.09.2023 
(bka.gv.at)

 RIS - Neue-Psychoaktive-Substanzen-Gesetz - Bundesrecht konsolidiert, Fassung vom 27.09.2023 
(bka.gv.at)

 RIS - Psychotropenverordnung - Bundesrecht konsolidiert, Fassung vom 27.09.2023 (bka.gv.at)

 Leitlinie zum Umgang mit dem schaedlichen Gebrauch und der Abhaengigkeit von Benzodiazepinen bei 
Patientinnen und Patienten in Erhaltungstherapie mit Opioiden (sozialministerium.at)

 Leitlinie – Qualitaetsstandards für die Opioid-Substitutionstherapie (sozialministerium.at)

 Leitlinie für die Gesundheitsbehoerden: Handbuch für die Vollziehung des § 12 Suchtmittelgesetz 
(sozialministerium.at)

 Bundesrecht konsolidiert: Gesamte Rechtsvorschrift für Weiterbildungsverordnung Opioid-Substitution, 
Fassung vom 27.09.2023

Quellen:
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10011040
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10011053
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007642
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007605
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10011054
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Drogen-und-Sucht/Suchtmittel-NPS-Drogenausgangsstoffe/Leitlinie-zum-Umgang-mit-dem-sch%C3%A4dlichen-Gebrauch-und-der-Abh%C3%A4ngigkeit-von-Benzodiazepinen-bei-Patientinnen-und-Patienten-in-Erhaltungstherapie-mit-Opioiden.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Drogen-und-Sucht/Suchtmittel-NPS-Drogenausgangsstoffe/Leitlinie-%E2%80%93-Qualit%C3%A4tsstandards-f%C3%BCr-die-Opioid-Substitutionstherapie.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Drogen-und-Sucht/Suchtmittel-NPS-Drogenausgangsstoffe/Leitlinie-f%C3%BCr-die-Gesundheitsbeh%C3%B6rden--Handbuch-f%C3%BCr-die-Vollziehung-des-%C2%A7-12-Suchtmittelgesetz.html


Fragen?
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Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

Rechtliche Grundlagen der Opioid-Substitutionstherapie | 29.09.2023 Barbara Schmid 34


